
JAHRESBERICHT DES VORSTANDES DER LAG H BREMEN

JUNI 1998 – JUNI 1999

In der LAG H Bremen haben sich 33 Behindertenverbände aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Zu den Zielen der LAG H gehört die Koordination der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAG H in folgenden Gremien vertreten:

· in der Deputation für Soziales beim Senator für Frauen, Gesundheit, Jugend, Soziales und Umweltschutz in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuß der Hauptfürsorgestelle für Kriegsopfer und Schwerbehinderte unter dem Dach des Senators für Arbeit,

· im Widerspruchsausschuß der Hauptfürsorge,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Frauen, Gesundheit, Jugend, Soziales und Umweltschutz,

· im Bremer Fahrdienstforum,

· im Landespflegeausschuß,

· bei der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Frauen, Gesundheit, Jugend, Soziales und Umweltschutz,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in der Arbeitsgruppe „Kostensatzangelegenheiten nach SGB XI und BSHG“.

I. Arbeitskreis „Bremer Protest“

Der Arbeitskreis wurde zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen, von denen eines im Jahr auch in Bremerhaven abgehalten wird, beteiligten sich im Schnitt 20 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse.

Der Arbeitskreis beschäftigte sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leistete insbesondere die organisatorische und inhaltliche Vorbereitung des „Protesttages 1999“.

Jeder, der künftig in dem Arbeitskreis mitarbeiten möchte, kann sich bei der LAG H Geschäftsstelle melden, damit er zu den Treffen eingeladen wird.

II. Protesttag 1999

Der „7. Bremer Protesttag gegen Diskriminierung behinderter Menschen“ am 06. Mai 1999 stand unter dem Motto

Gleichstellung statt Barrieren! Wege öffnen für Behinderte!

Das Motto verdeutlicht, daß es vor allem um die Durchsetzung der Belange mobilitätsbeeinträchtigter Menschen ging. Dazu gehören neben Rollstuhlnutzern vor allem auch Gehbehinderte, Blinde, stark Sehbehinderte und Gehörlose.

Erreicht werden soll, daß:

· mehr behindertengerechter Wohnraum geschaffen wird,

· alle Museen, Theater, Kinos, Konzertsäle, Kulturzentren, Sport- und Schwimmhallen sowie andere öffentlich zugängliche Veranstaltungsräume behindertengerecht gestaltet werden,

· alle Behörden und Dienststellen mit Publikumsverkehr sowie Öffentliche Beratungsstellen barrierefrei zugänglich sind,

· die Busse und Bahnen auf den Linien des Öffentlichen Nahverkehrs von Rollstuhlfahrern, Gehbehinderten und Sinnesbeeinträchtigten genauso selbstverständlich genutzt werden können, wie von allen anderen auch,

· alle öffentlichen Straßen und Plätze, aber auch Bahnhöfe und Haltestellen barrierefrei gestaltet werden.

Zur Durchsetzung dieser Ziele forderten die Teilnehmer des „7. Protesttages“ von den bremischen Landespolitikern und der Bremischen Bürgerschaft:

· Gesetze und Vorschriften, die die Barrierefreiheit von Gebäuden, Straßen, Plätzen und Öffentlichen Verkehrsmitteln nicht dem Zufall überlassen,

· mehr Geld für behindertengerechtes Bauen und Gestalten,

· mehr Beratungs- und Informationsangebote über behindertengerechtes Bauen, 

· daß Behinderte selbst bestimmen können, was behindertengerechtes Bauen ist,

· Stärkung der Einflußmöglichkeiten der Behindertenselbsthilfeverbände auf wesentliche Bau- und Verkehrsplanungen.

Über diese Ziele und Forderungen diskutierten am Vormittag des Protesttages ca. 200 Behinderte mit Behördenvertretern und Politikern im Rahmen einer Podiumsdiskussion in den Räumen der Friedensgemeinde der Evangelischen Kirche.

Anschließend zogen etwa 1.500 Behinderte und deren Begleiter durch die Hauptverkehrsstraßen in Bremen-Mitte zum Marktplatz. Während des Demonstrationsumzuges wurden die umstehenden Bürger durch mitgeführte Transparente, Sprechchöre und Flugblätter über die Ziele und Forderungen der Demonstranten aufgeklärt. Zum Abschluß fand vor der Bremischen Bürgerschaft eine Kundgebung zum diesjährigen Motto des Protesttages statt. Durch die Musik der auch aus behinderten Musikern bestehenden Rockgruppe „Gummi-Band“ wurde entsprechende Aufmerksamkeit bei den Innenstadtbesuchern für diese Kundgebung geweckt.

Ab 14.00 Uhr fand dann im Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft die „6. Sitzung des Bremischen Behindertenparlamentes“ statt. Auf dieser Sitzung mußten die PolitikerInnen aller in der Bürgerschaft vertretenen Parteien zu den Fragen einer barrierefreien und behindertengerechten Gestaltung der Lebensbedingungen von Behinderten Stellung nehmen.

III. Dokumentation vom „5. Bremer Protesttag 1998“

Der Protesttag 1998 wurde in einer umfangreichen, mit zahlreichen Fotos, einem ausführlichen Presseecho sowie Materialien des Protesttages versehenen Broschüre dokumentiert. Diese Broschüre enthält auch den Entwurf eines vom Arbeitskreis „Protest“ erarbeiteten „Landespflegegeldän​de​rungs​gesetzes“. (s. Pkt. V.) Diese Dokumentation kann gegen Zahlnung von DM 6,-- zzgl. Porto bei der Geschäftsstelle der LAG H Bremen, Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, bestellt werden.

IV. Deputationsausschuss „hilfe für Behinderte“ der staatlichen Deputation für das Bauwesen

Der unter der Leitung des Bremer Bausenators stehende und von der LAG H Bremen mit initiierte Deputationsausschuß beschäftigte sich auf drei Sitzungen mit den Gleichstellungsvorschriften der Behindertenverbände in den Bereichen Bau, Öffentliche Straßen und Plätze sowie Öffentlicher Nahverkehr.

In der Abschlußsitzung wurden folgende Beschlüsse gefaßt:

· Von der Bauverwaltung soll geprüft werden:

· ob eine Meldepflicht bei freiwerdenden Behindertenwohnungen, die eine Öffentliche Förderung erfahren haben, durchgesetzt werden kann,

· ob im Rahmen der Förderung zusätzliche Mittel für Bauträger zur Verfügung zu stellen sind, wenn diese Wohnungen für Rollstuhlfahrer bauen und sich verpflichten, derartige Wohnungen dem betroffenen Personenkreis zur Verfügung zu stellen,

· in welchen Gebäuden bereits behindertenfreundliche Wohnungen vorhanden sind und wie diese Wohnungen für den Kreis der Betroffenen besser erschlossen werden können,

· inwieweit bei der Vergabe behindertenfreundlicher Wohnungen die Interessen der Betroffenen durch die Einschaltung der „Wohnungsgenossenschaft für Behinderte in Bremen“ besser berücksichtigt werden können.

Der Ausschuß sprach sich dafür aus, daß die Einrichtung einer externen Bauberatungsstelle in der Gesamtdeputation beraten wird. Die Behindertenverbände sollen bei konkreten Baumaßnahmen besser beteiligt werden. Eine enge Zusammenarbeit der Behindertenverbände mit der Architektenkammer Bremen soll unterstützt werden.

· Änderung der Bremischen Landesbauverordnung in folgenden Punkten:

· günstigere Barrierefreiheitsregelungen als derzeit,

· Aufzugspflicht ab dem dritten Obergeschoß,

· Behindertentoiletten in Gaststätten ab 20 Sitzplätzen.

· Änderung des Bremischen Landesstraßengesetzes soll in folgenden Punkten geprüft werden:

· Anlegung von Leitstreifen für Blinde und Sehbehinderte,

· Einrichtung von Akkustikampeln.

· Die Änderung des Bremischen ÖPNV-Gesetzes soll in folgenden Punkten geprüft werden:

· weitere Konkretisierung der Belange mobilitätsbehinderter Fahrgäste bei der Anschaffung von Fahrzeugen, der Ausgestaltung von Haltestellen und sonstigen Anlagen,

· Festschreibung von Qualitätsstandards der behindertengerechten Ausstattung des ÖPNV für alle Unternehmen des Verkehrsverbundes Bremen/Niedersachsen.

Die LAG H Bremen wird die Umsetzung der Beschlüsse des Deputationsausschusses künftig aufmerksam verfolgen und ggf. erneut initiativ werden. Der Ausschuß eröffnete die erstmalige Gelegenheit, die Belange behinderter Menschen direkt mit dem Bausenator und seinen Fachbeamten zu diskutieren, sowie Beschlußvorlagen an die Baudeputation zu erarbeiten. Damit ist ein Anfang für ein positive Kooperation von Bauverwaltung und LAG H Bremen gesetzt, der einer stetigen Fortentwicklung bedarf.

V. landespflegegeldgesetz

Das Vorhaben von Politik und Verwaltung, das Bremer Landespflegegeldgesetz, das alle Schwerstbehinderten begünstigt, durch ein Landesblindengeldgesetz, das nur Zuwendungen an Blinde vorsieht, zu ersetzen, konnte gestoppt werden. Dazu hat die LAG H Bremen zusammen mit SelbstBestimmtLeben e.V. einen Entwurf für ein Landespflegegeldgesetz erarbeitet, der Verwaltung zugeleitet und mit den zuständigen Behördenvertretern über diesen Gesetzentwurf verhandelt und diskutiert.

Das Gesetz sieht vor, daß nicht mehr Pflegeleistungen an Schwerstbehinderte gewährt werden, sondern es sollen unterschiedliche behindertenbedingte Mehraufwendungen der jeweils betroffenen Personenkreise ausgeglichen werden. Dafür sollen Geldleistungen ohne Anrechnung von Einkommen und Vermögen gewährt werden. Dadurch werden komplizierte Anrechnungsregelungen vereinfacht und ein damit einhergehender erheblicher Verwaltungsaufwand deutlich reduziert.

Ziel des Gesetzes ist, den Behinderten eine möglichst selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen und die aus der Behinderung entstehenden Nachteile auszugleichen. Um dieses Ziel zu erreichen, sollen folgende monatlichen Geldleistungen gewährt werden.

· Blindengeld
für Blinde bis zum 18. Lebensjahr von  DM 375,--, danach DM 750,--,
· Gehörlosengeld
von DM 300,--,
· Assistensgeld
von DM 300,-- für den Personenkreis der Schwerbehinderten des § 76,2 a Nr. 3 b BSHG,

· Mobilitätsgeld
von DM 150,-- für mobilitätsbeeinträchtigte Schwerbehinderte mit der Kennzeichnung „aG“ oder „H“ im Schwerbehindertenausweis,

· Werkstattgeld
von DM 150,--  für Werkstattbeschäftigte zum Ausgleich von Aufwendungen, die mit der Werkstattbeschäftigung verbunden sind und die bei nicht Behinderten durch die steuerliche Anerkennung von Werbungskosten berücksichtigt werden.

Der Gesetzentwurf hat bei den zuständigen Behörden und bei den Politkern zu Verwirrungen und einem großen Diskussionsbedarf geführt. Die geplante Abschaffung des Landespflegegeldgesetzes konnte dadurch verhindert werden. In der neuen Legislaturperiode nach der Bürgerschaftswahl vom 06.07.1999 wird die LAG H Bremen sich weiter für ein neues Landespflegegeldgesetz einsetzen.

Über den bisherigen Stand unseres Landespflegegeldgesetzentwurfes informiert eine Broschüre „Ein Landespflegegeldgesetz für Bremen: Zeitgemäß und finanzierbar.“, die für DM 3,00 (zzgl. Porto) bei der Geschäftsstelle der LAG H Bremen, Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, bestellt werden kann.

VI. Geschäftsstelle der LAG H Bremen

Seit dem 01.02.1999 ist der dreißigjährige Pädagoge Hans-Peter Keck neuer Ansprechpartner in der LAG H Bremen. Er hat über seine Mitarbeit in der Lebenshilfe Bremen den Weg zur LAG H Bremen gefunden. Herr Keck steht den Mitgliedern mit Rat und Tat zur Seite und unterstützt die Arbeit des Vorstandes, der sich dadurch eine kontinuierlich und für die Betroffenen hilfreiche Tätigkeit verspricht.
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